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1. ALLGEMEINES 

 
Dieser Leitfaden wendet sich an alle Planer und Interessenten, die Haus-
boote respektive schwimmende Häuser in Gewässern des Bezirksamts 
Hamburg-Mitte festmachen möchten und deshalb bei uns einen Antrag auf 
wasserrechtliche Genehmigung einreichen müssen. 
 
Hausboote und schwimmende Häuser sind in Hamburg unter dem Sam-
melbegriff „Lieger“ erfasst. „Lieger“ ist ein Begriff aus der Hafenverkehrs-
ordnung und umfasst zwei durch ihre Bauweise unterschiedliche Typen: 
Hausboote und  Schwimmende Häuser. Ein Hausboot ist schiffsähnlich und 
bezieht den Rumpf in die Nutzung ein; bei einem schwimmenden Haus ist 
der Bau / der Aufenthaltsraum auf ein Ponton gestellt. Die rechtliche Beur-
teilung und wasserrechtliche Genehmigung bezieht sich auf „ortsfest“ ge-
machte Lieger, da „in Fahrt“ befindende Lieger in das Schiffsregister einge-
tragen werden müssen. Beiden Typen ist jedoch gemein, dass bestimmte 
Sicherheitsvorkehrungen eingehalten werden müssen.  
 
 
Bilder: Schematische Schnitte durch Liegertypen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In beiden Fällen ist neben der wasserrechtlichen Genehmigung ein regel-
mäßig zu erneuernder Schwimmfähigkeitsnachweis zu erbringen. Zudem 
ist auch der Nachweis eines Anschlusses an die öffentliche Abwasseranla-
gen zu führen. 
 
Der einfacheren Lesart wegen und weil im Alltagsgebrauch der Begriff 
„Hausboot“ geläufiger ist, verwenden wir diesen in  unserem Leitfaden für 
beide Liegertypen.  
 
Grundsätzlich wird eine Genehmigung für Hausboote nach dem Wasser-
recht erteilt, wobei dahin gestellt bleibt, ob der Lieger für gewerbliche Zwe-
cke und / oder Wohnzwecke genutzt werden soll.  
 
Der Genehmigungsleitfaden bezieht sich nicht auf ein Baugenehmigungs-
verfahren, sondern auf ein wasserrechtliches Verfahren, mit dem Ziel der 
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis. Bei  der Antragsprüfung wird 
teilweise auf das Baurecht zurückgegriffen, da Hausboote insoweit Ähn-
lichkeiten zu Gebäuden aufweisen.  
 
Im Zuge dieses wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens, das in der 
Zuständigkeit des Bezirksamtes liegt, werden einerseits auch solche Berei-

  Hausboot 
   

Schwimmhaus 
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che wie die Nutzung, die städtebauliche Einbindung und der Brandschutz 
behandelt. Andererseits sind Sicherheitskomponenten aus dem Schiffsbau 
in die Planung mit einzubeziehen.  
 
Wer Anlagen an, in und auf Gewässern verändern will, also Hausboote 
reparieren, umbauen oder (ganz/teilweise) demontieren respektive abwra-
cken will, benötigt auch hierfür eine Genehmigung. Denn bei diesen Arbei-
ten soll der Umweltschutz beachtet werden und Land- sowie Wasserwege 
weiterhin nutzbar bleiben.  
 
Ein Rechtsanspruch auf eine Liegergenehmigung  auf Wasserflächen 
besteht nicht. 
 
 
 

2. VORPLANUNGEN 
 

Wasserflächen sind Freiräume, die der Allgemeinheit gehören und die der 
Erholungsnutzung dienen können. Raum und visuelle Erlebbarkeit der Ge-
wässerlandschaft liegen in besonderem öffentlichem Interesse.  
 
Die Materie des Lieger(um/rück)baus und des Genehmigungsverfahrens ist 
sehr komplex und standortabhängig. Einzelfallbezogen müssen Anforde-
rungen und Hinweise aus den einschlägigen Regelwerken und Richtlinien 
für das konkrete Vorhaben abgeleitet bzw. übernommen werden. 
 
Schon bei den Vorplanungen lohnt es sich, mit uns in Kontakt zu treten. 
„Wo kann ich mein Hausboot platzieren, wo sind noch Plätze frei? Wie soll 
mein Hausboot aussehen?“ Solche und ähnliche Fragen können gegebe-
nenfalls schon bei einem Telefonat oder in einem ersten, unverbindlichen 
Termin geklärt werden. Unsere Adressen und Telefonnummern finden Sie 
am Ende des Leitfadens.  
 
 
 

3. PRÜFSCHRITTE 
 
Das Genehmigungsverfahren ist in zwei Schritte abgestuft. Die Abstufung 
der Prüf- beziehungsweise der Genehmigungsschritte hat den Vorteil, dass 
sich Vorhabenträger gegebenenfalls Planungskosten sparen, Planungssi-
cherheit gegeben ist und der Planungsaufwand reduziert wird. Dem Ge-
nehmigungsverfahren kann eine Anfrage vorangestellt werden. Wir emp-
fehlen von diesem Schritt Gebrauch zu machen.  
 
Erfahrungsgemäß werden im Zuge Ihrer Anfrage einige Dienststellen be-
reits erste Anregungen und Stellungnahmen abgeben, die den weiteren 
Planungsweg vorgeben. Erfolgt auf die Anfrage eine positive Resonanz 
seitens der zuständigen Bezirksresorts, kann der Genehmigungsweg wei-
terverfolgt werden. Die einzelnen Schritte  haben wir nachstehend doku-
mentiert. 
 
Während die wasserrechtliche Teilgenehmigung verhindern soll, dass Lie-
geflächen auf Dauer nicht genutzt werden, werden bei der Prüfung des 
Antrags für die Dauergenehmigung technische und nautische Antragsinhal-
te geprüft. Mit der erteilten wasserrechtlichen Teilgenehmigung wird die 
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Option auf einen Liegeplatz zunächst für maximal 12 Monate gesichert, in 
der die Erschließung des Liegers von der Landseite aus gesichert werden 
soll.  
 
 
Klärung erster Standortfragen 
 
 
 
 
 
Genehmigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. ANFRAGE - GRUNDSÄTZLICHE EIGNUNG 
 
In diesem ersten Prüfschritt ist die Frage zu klären, ob sich der Lieger in 
das lokale Stadt- und Landschaftsbild einfügt. Hausboote sind ausschließ-
lich in stadträumlichen Situationen zulässig, in denen sie stadt- und land-
schaftsbildverträglich sind. Diese vorgezogene Standortprüfung durch das 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung ist darum ein wichtiger Prüfschritt  
für den Antragsteller.  
 
Die Aspekte der Stadt- und Landschaftsplanung werden im Rahmen einer 
Anfrage schon vor einem Genehmigungsverfahren beim Fachamt Stadt- 
und Landschaftsplanung, Klosterwall 8, 20095 Hamburg abgefragt. Mit ihr 
kann die Einbindung in die städtebaulichen Belange, die Landschaftsbild-
verträglichkeit sowie mögliche naturschutzfachliche Fragestellungen des 
Vorhabens frühzeitig geklärt werden. 
 
Hierbei wird auch geprüft, ob der Lieger bezüglich der Nutzung mit der um-
gebenden Bebauung und der umgebenden Nutzung korrespondiert. Im 
Bezirk Hamburg-Mitte gibt es zahlreiche Gewässer, die unmittelbar an  
gewerbliche / industrielle Nutzungen grenzen. Dies trifft vor allem auf die 
Stadtteile Hammerbrook, Hamm-Süd, und Rothenburgsort zu. Von den 
dortigen Betrieben können sowohl Lärm-, als z. B. auch Geruchs- und 
Staubimmissionen ausgehen. Hier sind im Einzelfall Konflikte nicht   auszu-
schließen, die sich gegebenenfalls negativ auf die Nutzung des Hausboo-
tes / schwimmenden Hauses auswirken können. 
 
Eine wesentliche Voraussetzung für das Vorhaben ist eine geeignete Er-
schließung. Der Grundstückseigentümer, über dessen Grundstück die Er-

Anfrage 

Wasserrechtliche Teilgenehmigung   
(erster Genehmigungsschritt) 

Wasserrechtliche Genehmigung  
(weiterer Genehmigungsschritt) 
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schließung erfolgt - und gegebenenfalls dessen Nachbarn - haben ihr Ein-
verständnis zu diesem Vorhaben schriftlich zu dokumentieren. 
 
Wenn die grundsätzliche Eignung des Liegeplatz-Ortes bestätigt ist, wird im 
weiteren Prüfschritt festgelegt, ob und wenn ja, welche Auflagen und Be-
nutzungsbedingungen erforderlich sind. Hierbei behält sich die Genehmi-
gungsbehörde vor, generelle und standortspezifische Auflagen sowie Be-
nutzungsbedingungen festzulegen, die aufgrund der Liegeplatznutzung (s. 
§ 16 Hamburger Wassergesetz, HWaG) und für die  Erschließung notwen-
dig sind.  
 
Schließlich prüft das Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung, ob die Auf-
lagen und Benutzungsbedingungen mit dem Hausboot erfüllt werden. Bei 
Bedarf wird das Fachamt dem Antragsteller mitteilen, welche Veränderun-
gen ggf. noch vorzunehmen, bzw. welche Nachweise und Unterlagen zu 
erbringen sind. 
 
Im Folgenden werden die Nachweise und Unterlagen genannt, die vom  
Vorhabenträger resp. vom Planer zur Genehmigung einzureichen sind.  

 
 

 
5. NOTWENDIGE ANTRÄGE UND EINZUREICHENDE 

UNTERLAGEN 
 
Die wasserrechtliche Beurteilung basiert auf den §§ 15 und 16 des Ham-
burgischen Wassergesetzes (HWaG). Vom Grundsatz her wird die Beurtei-
lung allein von der für die wasserrechtlichen Genehmigungen zuständigen 
Dienststelle durchgeführt; allerdings sind in Fällen, in denen zentrale Zu-
ständigkeitsbereiche anderer Dienststellen betroffen sind, auch diese zu 
beteiligen. 

 
Der Antragsteller reicht die Antragsunterlagen entweder beim Fachamt 
Management des Öffentlichen Raumes, Wasserbehörde oder beim sog. 
Hausbootkoordinator des Fachamts Stadt- und Landschaftsplanung ein. 
Die Antragsunterlagen werden zunächst auf Vollständigkeit geprüft. Dann 
werten die beiden Fachämter Management des Öffentlichen Raumes sowie  
Stadt- und Landschaftsplanung die Unteralgen aus.  
 
Das Fachamt Management des Öffentlichen Raumes beurteilt das Vorha-
ben nach Wasserrecht; das Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung prüft 
die städtebauliche Einbindung des Hausbootes in die Umgebung (Nutzung 
des Liegers, Stadtbild / Landschaft) und die technischen Planungskompo-
nenten. Bei Bedarf holt sie Beurteilungen von anderen Dienststellen ein. Es 
koordiniert die Leistungen und Stellungnahmen der Planer und zuständigen 
Fachämter bzw. –behörden.  
 
Die Abstimmung über die Genehmigungsfähigkeit erfolgt über den Haus-
bootkoordinator, damit die Antragsteller einen Ansprechpartner haben.  
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Übersicht über das Genehmigungsverfahren der wasserrechtlichen Geneh-
migung von Hausbooten im Bezirk Hamburg-Mitte 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sind Rechtsbereiche in der Zuständigkeit anderer Dienststellen betroffen, 
so werden diese vom Hausbootkoordinator aus beteiligt und ggf. die erfor-
derlichen Anträge an diese weitergeleitet.  
 
Letztendlich wird bei zustimmenden Beurteilungen aller betroffenen Dienst-
stellen die Liegeplatzgenehmigung vom Fachamt Management des öffentli-
chen Raums, Wasserbehörde ausgestellt. Gegebenenfalls sind diese mit 
Auflagen und Benutzungsbedingungen verbunden.  
 
Mit Ausstellung der Dauer-Liegeplatzgenehmigung wird dem Liegeplatz 
eine Meldeadresse zugeordnet. Schwimmende Gärten, Pontons, Stege 
und dergleichen, die dem Hausboot zugehörig sind, bedürfen einer geson-
derten wasserrechtlichen Genehmigung, sofern sie nicht im Antrag aufge-
führt sind. Dies wird projektbezogen von den Dienststellen entschieden. 
 
 
5.1 Erster Genehmigungsschritt: die wasserrechtliche Teilgenehmi-
gung 
Ist eine  Wasserfläche, die mit einem Hausboot belegt werden soll, noch 
nicht erschlossen, so muss diese vor der Nutzung erschlossen werden. Mit 
der wasserrechtlichen Teilgenehmigung und den in ihr enthaltenen Neben-
bestimmungen wird der Bestand der Genehmigung  von der Erfüllung der 
erforderlichen Maßnahmen abhängig gemacht. Erst wenn die Erschlie-
ßungsmaßnahmen tatsächlich herbeigeführt wurden, soll die endgültige 
wasserrechtliche Genehmigung  erfolgen. Auf diese Weise soll verhindert 
werden, dass  Genehmigungen  erteilt werden, ohne dass sie in über-
schaubarem Zeitraum ausgenutzt werden und damit wertvolle Liegeflächen 
blockiert werden 

Fachamt Ma-
nagement für 
den öffentli-
chen Raum 
 
- Erteilt  die 

wasser-
rechtlichen 
Genehmi-
gungen 

 

1.3   Antrag auf wasser-
rechtliche Teilgeneh-
migung als erster Ge-
nehmigungsschritt 

 
1.4 Antrag auf wasser-

rechtliche Genehmi-
gung als weiterer / letz-
ter Genehmigungs-
schritt 

Bei Bedarf 
Andere 

Hausboot-
koordinator 

Behörden 

Ämter 

Vorhabenträger, Planer 

1.1 Unverbindliches Infor-
mationsgespräch, ge-
nerelle Fragen 

1.2 Anfrage 
 Fachplaner 
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Aus diesem Grund wird in die wasserrechtliche Teilgenehmigung eine Be-
fristung aufgenommen: Wird 12 Monate nach Erteilung der wasserrechtli-
chen Teilgenehmigung die die Erschließung nicht herbeigeführt, erlischt die 
Genehmigung.  
 
Eine Verlängerung der Jahresfrist ist nur auf Antrag möglich. Es besteht 
kein Rechtsanspruch auf einen positiven Bescheid auf eine Fristverlänge-
rung.  
 
Die Verwaltung stellt nach Erteilung  der wasserrechtlichen Teilgenehmi-
gung  sicher, dass der Liegeplatz nicht anderweitig vergeben wird. 
 
Für die wasserrechtliche Teilgenehmigung  sind folgende Unterlagen 
einzureichen: 
 

o Auszug aus der gültigen Flurkarte M 1:1000 mit Eigentümernach-
weis 

o Lageplan M 1:500 oder 1:250 

o Beschreibung und Erläuterung zu Bauvorhaben / Nutzung 

o Zeichnungen (Draufsicht, Schnitte, Ansichten) M 1:100 

o im Hinblick auf eine Beurteilung der Stadt- und Landschaftsbildver-
träglichkeit ist ggf. eine dreidimensionale Visualisierung respektive 
Fotografien (der vom Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung aus-
gewählte Standorte) einzureichen. 

o Nachweis über die Brückengängigkeit 

o Wartungskonzept (aus der Darstellung der Planer) 

o ggf. zwischen dem Antragsteller und der zuständigen Dienststelle  
abgestimmte naturschutzfachliche Unterlagen wie Vegetationskar-
tierung, Baumbestandsplan, Eingriffsregelung, faunistische Kartie-
rung (z.B. Muscheln, Vögel) und Artenschutzgutachten. Dies ist 
vom Antragsteller mit der zuständigen Dienststelle über den Haus-
bootkoordinator vorab abzustimmen.  

o ggf. Nachweis der Kampfmittelfreiheit (je nach Lage und Stand der 
Planung)  

o ggf. weitere, standortspezifische Untersuchungen sowie die  

o schriftliche Zustimmung des Grundeigentümers, über dessen 
Grundstück die Erschließung der Lieger erfolgt, und gegebenenfalls 
dessen Nachbarn. 

 
5.2 Zweiter Genehmigungsschritt: Wasserrechtliche Genehmigung 
Die Wasserrechtliche Genehmigung wird auf Antrag bis auf Widerruf dann 
ausgestellt, wenn die Erschließung gesichert  ist, die unten stehenden 
Nachweise erbracht wurden und die zuständigen Träger öffentlicher Belan-
ge (zum Beispiel Hafenbehörde, Umweltämter) keine Einwände gegenüber 
dem Vorhaben schriftlich vorgebracht haben. Der Antrag auf die Wasser-
rechtliche Genehmigung kann innerhalb der Geltungsdauer der wasser-
rechtlichen Teilgenehmigung gestellt werden, wenn die Erschließung gesi-
chert ist. 
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Für die Wasserrechtliche Genehmigung sind außer den für die wasser-
rechtliche Teilgenehmigung genannten und aktualisierten Unterlagen 
folgende weitere Nachweise zu erbringen:  
 

o Schwimmfähigkeitsnachweis für den gesamten Lieger 

o Statiknachweis des gesamten Liegers einschließlich aller Auf- und 
Einbauten – durch einen Fachingenieur / zugelassenen Prüfstatiker 

o Nachweis der Intaktstabilität und der  Leckstabilität für den gesam-
ten Lieger durch einen Sachverständigen 

o Nachweis, dass das Fahrzeug zum Schleppen geeignet ist – durch 
einen  Sachverständigen  

o Nachweis der Kurven-Fahrtüchtigkeit 

o Nachweis der Brandsicherheit / Brandschutzkonzept   

o Energiebilanz (bei Neubauten) – geprüft respektive erstellt durch ei-
nen geeigneten Sachverständigen / von einem zugelassenen Inge-
nieur  

o Wartungsplan 

o Sonstige Unterlagen – wie z. B. Detailzeichnungen, Schnitte, Fotos, 
bei Bedarf Schallschutznachweis und / oder andere Nachweise, 
wenn Rechtsvorschriften dies erfordern  

o Nachweis über eine Havarieversicherung 

o Nachweis über eine Bergeversicherung   

o Nachweis der Kampfmittelfreiheit, wenn nicht schon vorhanden 

o ggf. Ergänzung der naturschutzfachlichen Unterlagen (siehe was-
serrechtliche Teilgenehmigung). Dies ist mit dem Hausbootkoordi-
natoren vorab abzustimmen. 

o Unterlagen für die Sicherung der Leitungstrasse, z. B. Verträge, Ur-
kunden, beglaubigte Kopie aus dem Grundbuch (bei Baulasten). 

Bei Antrag auf Sielanschlussgenehmigung: 

o Sielskizze und aktueller Auszug aus dem Sielkataster, erhältlich bei 
der Hamburger Stadtentwässerung, Auskunft und Kataster, 
Banksstraße 4, 20097 Hamburg, Tel.: 3498 – 54411, Fax 3498- 
54499.  

o Lageplan mit Darstellung der genauen Höhen- und Seitenlage der 
Anschlussleitung und des anzuschließenden Hausbootes sowie des  
Leitungsverlaufs, Daten zu Einleitmengen in Liter pro Sekunde, l/s. 

 
Allgemein gilt:  
 
Wasserrechtliche Teilgenehmigungen und Wasserrechtliche Genehmigun-
gen sind auf andere Personen übertragbar. 

Für die Liegezeiten wird eine Liegeplatzgebühr / Umweltgebühr erhoben. 
Die Gebührenhöhe ist beim Fachamt Management des Öffentlichen 
Raums, Verwaltung Wasserbehörde, zu erfragen. 
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Die beschriebene Verfahrensweise gilt nur unter dem Vorbehalt der Durch-
führung besonderer Vergabeverfahren, wie zum Beispiel Ausschreibungen 
von Liegeflächen von Seiten des Bezirks.  

Für jedes Objekt ist ein eigener Antrag zu stellen. 

 
 

6. STANDORTBEDINGUNGEN 
 
Bedeutend ist, dass die Gewässer im Bezirk Hamburg-Mitte über unter-
schiedliche Qualitäten verfügen. Aus diesem Grund können bei vielen 
standortspezifischen Fragen keine allgemein gültigen Aussagen getroffen 
werden. Es wird empfohlen, frühzeitig fachmännischen und technischen 
Sachverstand zu Rate zu ziehen. Der Hausboot-Koordinator des Fachamts 
für Stadt- und Landschaftsplanung steht Ihnen für Auskünfte gerne zur Ver-
fügung. 
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Wichtige Standortbedingungen sind: 
 

7. NUTZUNG  
 
Das Hausboot darf nur für den beantragten Zweck genutzt werden. Des-
halb geben Sie bitte bei Ihren Anfragen und Antragstellungen an:  
 

• die Art der Nutzung 

• die voraussichtliche Anzahl der regelmäßigen Nutzer ggf. unter Be-
rücksichtigung von Kunden, Veranstaltungsteilnehmern etc. 

Nutzungsänderungen bedürfen der Genehmigung. 
 
Die Dienststellen prüfen, ob die beantragte Nutzung mit dem Wohl der All-
gemeinheit sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Einklang 
steht.  
 
Es werden auch die städtebauliche Einbindung nach § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB) wie auch die ansonsten sich in der Hamburgischen Bauordnung  
befindlichen Schutzziele  in Zusammenhang mit der Gefahrenabwehr ge-
prüft. Dies gilt für den vorbeugenden Brandschutz, Lärmschutz und weite-
rer standortabhängiger Bedingungen, um Gefahren, Störungen und Beläs-
tigungen zu vermeiden.  
 
Mit der Überprüfung der städtebaulichen Einbindung wird der Antrag auch 
gem. §§ 29ff  Baugesetzbuch (BauGB) als Vorhaben beurteilt. Die Ham-
burgische Bauordnung gilt hier nicht.  
 
Im Hafenentwicklungsgebiet gilt das Hafenentwicklungsgesetz, hier liegt 
die  Zuständigkeit bei der Hamburg Port Authority, HPA. 
 
Bild: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Hammerbrook 7 (Auszug) 
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8. ERSCHLIESSUNG 

 
Generell gilt: Der Lieger ist von Land aus zu erschließen, die Ver- und Ent-
sorgung erfolgt über Land. 
 
Bilder: Frischwasser, elektrischer Strom, Telekommunikation, Zuwegung (Quelle: ms-clip) 

          
 
Die Sicherung der Leitungstrassenführung ist zwischen Vorhabenträger, 
Grundstückseigentümer resp. Gebäudeeigentümer (bei Anschlüssen be-
stehender Gebäude) und den Leitungsträgern abzustimmen.   
 
Die Sicherung der Leitungstrasse ist nachzuweisen, zum Beispiel durch 
Eintragung einer Baulast bei Leitungsführung über ein oder mehrere 
Grundstücke. Darauf kann bei dem Sielanschluss nicht verzichtet werden, 
da die dauerhafte Abwasserentsorgung sicher zu stellen ist. Eine privat-
rechtliche dingliche Sicherung ist nur in Ausnahmefällen zulässig (zum Bei-
spiel, wenn die Anschlussleitung des Liegers direkt an einen bestehenden 
landseitigen Gebäudeanschluss angekoppelt wird). Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Liegegenehmigung mit Aussetzen der Leitungstrassensi-
cherung erlischt. Die abgestimmte Unterlage für die Sicherung der Lei-
tungstrasse ist mit dem Antrag auf Wasserrechtliche Erlaubnis einzurei-
chen. 
 
Dem Genehmigungsantrag ist die Schriftliche Zustimmung des Grundei-
gentümers, über dessen Grundstück die Erschließung der Lieger erfolgt, 
beizulegen. 
 
8.1  Abwasserentsorgung (Schmutzwasser) 
Jedes Hausboot muss für die Schmutzwasserableitung grundsätzlich an 
die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen werden. Praktisch be-
deutet dies, dass eine an Bord installierte Hebeanlage die Abwässer über 
eine flexible Leitung in die vorhandenen öffentlichen Abwasseranlagen 
pumpt. Hierfür sind die Herstellung einer Sielanschlussleitung und einer 
geeigneten eigenen Leitung von dem Hausboot zum Sielanschlusspunkt 
erforderlich. Dies setzt eine Sielanschlussgenehmigung voraus.  
 
Die erforderliche Beweglichkeit der Leitung, wie z. B. durch Einfluss von 
Tide-, Wellen- und Eisgang, muss gewährleistet sein.  
 
Fallen gewerbliche Abwässer an, wie z. B. bei Nutzung als Gaststätte, ist 
im Einzelfall zu klären, wie das Abwasser zu behandeln ist und ob eine 
Einleitungsgenehmigung erforderlich ist. 
   
Ein Antrag auf Genehmigung des Anschlusses an die Abwasserkanalisati-
on muss bei der Hamburger Stadtentwässerung (HSE) gestellt werden. 
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Bei normalen Hausanschlüssen wird von der HSE ein Anschluss vom Siel 
in der Straße bis zur Grundstücksgrenze gelegt. Die Revisionseinrichtung 
wird auf dem privaten Grundstück Bestandteil der Grundstücksentwässe-
rung. Bei Hausbooten wird in der Regel ein Anschluss vom Siel bis in den 
Straßenseitenraum gelegt.  
 
Die Verlegung einer Grundleitung, zum Beispiel in der Böschung des Ge-
wässers und die Herstellung eines Übergabeschachts ist Sache des Haus-
bootbesitzers. Dies gilt auch für die rechtliche Sicherung dieser Anlagen im 
öffentlichen Grund (die Anlagen verbleiben in privatem Eigentum).  
 
Bei der Standortbestimmung im Gewässer sind zudem vorhandene Siel-
auslässe zu beachten. Es ist nicht möglich, ein Hausboot direkt vor einen 
Sielauslass zu platzieren.  
 
Der Planer, der die Erschließung für das Hausboot plant,  wird sich mit den 
Erschließungsträgern (Hamburger Stadtentwässerung HSE, Energiever-
sorgern, Telekommunikationsfirmen und dergleichen) in Verbindung setzen 
und mit diesen die Erschließung abklären.  
 
8.2  Müllentsorgung  
Bei einzelliegenden Hausbooten sind die Müllgefäße außerhalb der Ab-
fuhrzeiten auf dem Lieger in geschlossenen Räumen zu lagern.  
 
Ausnahmsweise sind bei mehreren Liegern Sammelanlagen zulässig - der 
Antragsteller hat dabei mit den Antragsunterlagen eine funktional und städ-
tebaulich geeignete Stelle nachzuweisen, an der Müllgefäße aufgestellt 
werden sollen. Die Sammelanlagen sind gestalterisch ins städtebauliche 
Umfeld beziehungsweise in die umgebende Landschaft anzupassen. Der 
Müll ist ordnungsgemäß durch die Hamburgische Stadtreinigung zu entsor-
gen.  
 
8.3  Stellplätze für Pkw und sonstige Fahrzeuge (wie z. B. Fahrräder) 
Eine Nachweispflicht für Pkw–Stellplätze und sonstige Fahrzeuge besteht 
nicht. Dementsprechend besteht auch kein Anspruch auf Unterbringung 
von Pkw / sonstigen Fahrzeugen. 
 
8.4  Landseitige Zuwegung 
Der Landzugang muss sicher befestigt und mühelos begehbar sein. Der 
Zugang des Liegers hat unmittelbar von Land aus über einen Zugangssteg 
zu erfolgen. In diesen Zugangsbereichen sind auch versenkte Übergabe-
schächte herzustellen (pro Lieger einer), in denen die Leitungen (Wasser, 
Abwasser, Gas, Strom, evtl. Telefon) der Bedarfsträger enden und die pri-
vaten Leitungen anschließen. Das Leitungsbündel führt vom Übergabe-
Kasten aus normalerweise unter dem Zugangssteg auf den Lieger.  
 
Vom Antragsteller sind ein landseitiger Zugang, ausgehend von einem öf-
fentlichen Weg, und ein landseitiger Angriffsweg für die Feuerwehr nach-
zuweisen. Bestehen Zweifel an der Eignung des Feuerwehrangriffweges ist 
seitens der für das Wasserrecht zuständigen Dienststelle die Feuerwehr zu 
beteiligen. 
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Bild: Angreifende Feuerwehr (Quelle: ms-clip) 

 
 
Befindet sich der Liegeplatz am Ufer eines Privatgrundstückes, kann auch 
dieses Grundstück für die Erschließung in Anspruch genommen werden.  
 
Erfolgt der Zugang und / oder der Angriffsweg der Feuerwehr ausschließ-
lich über dieses Privatgrundstück, kann verlangt werden, dass ein Gehrecht 
(ggf. auch Fahrrecht) und ein Leitungsrecht für die Nutzer des Hausbootes 
oder der Angriffsweg für die Feuerwehr durch Baulast oder eine grund-
buchlich eingetragene Dienstbarkeit gesichert wird, solange der betreffende 
Liegeplatz mit einem Hausboot belegt ist. 
 
Befindet sich der Liegeplatz am Ufer einer städtischen Grünfläche, ist für 
die Herstellung des landseitigen Zugangs, der Leitungen und des Angriffs-
wegs der Feuerwehr die Zustimmung der Dienststellen einzuholen, in de-
ren Verwaltungsvermögen sowie in deren Zuständigkeitsbereich die Fläche 
liegt. 
 
Ist beabsichtigt, zur Erschließung einen Deichverteidigungsweg oder einen 
sonstigen Weg, der der Deichordnung unterliegt, zu nutzen oder die Deich-
krone zu kreuzen, ist das Einvernehmen der für den Hochwasserschutz 
zuständigen Dienststelle einzuholen. 
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Hamburger Deichprofile (Quelle: LSBG, 2007) 

 

 

 
  
Die Steganlage muss sich optisch in die Uferböschung integrieren. Sie ist 
durchlässig zu gestalten, so dass Wanderbewegungen von Tieren entlang 
des Ufers möglich sind und nicht unterbrochen werden. Es ist sicherzustel-
len, dass die Maße der Zuwegung auf ein Minimum begrenzt wird.  
 
8.5  Wasserseitige Zuwegung  
Die Art und Abmessungen der wasserseitigen Zuwegung des Liegeplatzes 
bzw. die Maße des Hausbootes / Schwimmenden Hauses müssen den 
gefahrlosen Transport zu einer Werft ermöglichen.  
 
Pontons, Stege und andere wasserseitigen Anlagen sind extra zu geneh-
migen, sofern diese nicht Teil des Antrages sind. Deren Anlagen sind mit 
dem Fachamt Management des öffentlichen Raums respektive dem Fa-
chamt Stadt- und Landschaftsplanung abzustimmen.  
 
 
 

9. TECHNISCHE EIGNUNG   
 
9.1  Schwimmfähigkeitsnachweis  
Von einem anerkannten Sachverständigen oder einer Zertifizierungsorga-
nisation ist ein Schwimmfähigkeitsnachweis einzuholen und vorzulegen. Je 
nach Ausführung des Schwimmkörpers (z.B. Stahl oder Stahlbeton) muss 
die Schwimmfähigkeit in unterschiedlich großen Abständen neu nachge-
wiesen werden.  
 
Selbst bei weitgehend wartungsfreien Betonpontons kann es erforderlich 
sein (z.B. nach einer Kollision), zur Inspizierung oder Wartung den Lieger in 
ein Dock zu schleppen.  
 
Zur Ausführung von Reparaturen am Rumpf / Ponton muss die Transport-
fähigkeit zu einer Werft (vergl. Erschließung) sichergestellt sein. Hierbei 
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kann zugelassen werden, dass der Transport voraussetzt, dass Teile der 
Aufbauten zuvor -schadlos für das Gewässer- entfernt werden müssen. 
 
9.2  Wartungskonzept 
In einem Wartungskonzept ist darzulegen, welche Vorkehrungen für die 
Brückengängigkeit und Wartung der Schwimmkörper getroffen werden.  
 
 

                                         
 
 
9.3  Freibordhöhe 
Mit Freibord wird der Abstand zwischen dem Wasserspiegel und der nied-
rigsten Öffnung in der Außenhaut des Liegers bezeichnet. Je höher der 
Wellengang, desto mehr Freibord ist erforderlich. Die Freibordhöhe muss 
mindestens 0,5 Meter betragen. Ausnahmen sind zulässig, wenn von ei-
nem anerkannten / geeigneten Sachverständigen oder einer Zertifizie-
rungsorganisation ein entsprechender Nachweis vorgelegt wurde. 
 
9.4  Nachweis der Intaktstabilität, Leckstabilität, Statik 
Damit der Lieger keine „Schlagseite“ (= Krängung) bekommt, ist entschei-
dend, dass das Gewicht in etwa symmetrisch auf der Fläche verteilt ist. Je 
höher der Gewichtschwerpunkt des Liegers liegt, desto geringer wird seine 
Intaktstabilität.  
 
Der Nachweis der Intaktstabilität ist ein unverzichtbarer Bestandteil des 
Antrages, weil damit die Standsicherheit des Hausbootes / Schwimmenden 
Hauses nachgewiesen und damit verbunden die Betriebseigenschaft eines 
Hausbootes dokumentiert wird. Mit dem Nachweis der Intaktstabilität und 
der Leckstabilität erhöht sich die Möglichkeit der Absicherung gegen einen 
Untergang bzw. das Kentern.    
 
Dem Antrag sind ein Nachweis der Intaktstabilität und der Leckstabilität, 
der Nachweis, dass das Fahrzeug zum Schleppen geeignet ist und gege-
benenfalls auch ein statischer Nachweis beizufügen. Die Standsicherheit, 
Statik, Intaktstabilität, Leckstabilität und dergleichen sind von einem (je-
weils) geeigneten Prüfsachverständigen in einer Bescheinigung nachzu-
weisen. Diese Nachweise sind dem Genehmigungsantrag beizulegen. 
 
Die Prüfsachverständigen (Schiffsbauingenieure) müssen über eine geeig-
nete Qualifizierung verfügen. Eine Bauvorlageberechtigung nach HBauO 
allein reicht nicht aus.  
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9. 5  Brückengängigkeit  
Die Brückengängigkeit muss gewährleistet werden, ggf. durch Demontage 
der Aufbauten. Demontierbare Geländer und andere klappbare bzw. de-
montierbare Aufbauten können zugelassen werden.  
 
Die niedrigste Durchfahrtstiefe der zweiten Hammerbrook-brücke, zum Bei-
spiel, beträgt 3,10 m lichtes Maß ü. NN. +/- 0,05 m. Die Durchfahrtshöhe 
der ersten Banks brücke beträgt 3,20 m.  
 
Bild: Legende aus dem Amtlichen Anzeiger Nr. 195 vom 12.10.1976,  Bekanntmachungen 
Höhenlage bei Brücken, Schleusen, und Sperrwerken  

 
 
 
Kann die Durchfahrtshöhe von 3,10 m nicht eingehalten werden, kann aus-
nahmsweise von dieser Bestimmung abgewichen werden. In diesem Fall 
wird der Routenplan, der bei Antragsstellung mit einzureichen und zu erläu-
tern ist, geprüft. Die Brückenmaße liegen diesem Genehmigungsleitfaden 
mit bei. 
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Bild: Manchmal wird es eng unter den Brücken, selbst, wenn sie gebaut werden (Quelle: LSBG) 

 
 
 
9.6  Kurven-Fahrtüchtigkeit 
Hausboote und schwimmende Häuser müssen insbesondere auf die Kur-
vengängigkeit in den Kanälen hin untersucht werden. Je länger ein Haus-
boot, umso geringer ist die Kurvengängigkeit. Von der Kurven- und Brü-
ckengängigkeit hängt die Fähigkeit ab, den Lieger in ein Dock zu schlep-
pen.  
 
 
 

10. KAMPFMITTELFREIHEIT  
 
Hamburg wurde im zweiten Weltkrieg schwer von Bombenangriffen und 
anderen Kriegseinwirkungen getroffen. Es ist nicht auszuschließen, dass 
Munition oder Munitionsreste im Boden oder unter der Wasseroberfläche 
liegen (Verdachtsfläche). Eine Gefahrenerkundung auf Kampfmittelver-
dacht kann bei der Feuerwehr, Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht, 
Billstraße 87, 20539 Hamburg, beantragt werden. Handelt es sich um eine 
Verdachtsfläche, ist vor dem Festmachen eines Hausbootes dieser Bereich 
land- und gewässerseitig auf Kampfmittel durch eine Fachfirma sondieren 
zu lassen. Dem Antrag ist ein Nachweis der Kampfmittelfreiheit beizufügen. 
 
 
 

11. NACHWEIS EINER GÜLTIGEN HAFTPFLICHTVERSICHERUNG 
GEGEN DEN HAVARIEFALL, BERGEVERSICHERUNG 
 
Vom Antragsteller wird der Nachweis einer gültigen Haftpflichtversicherung 
respektive einer Bergeversicherung verlangt, um sicherzustellen, dass der 
Stadt Hamburg keine Kosten durch eine Havarie, die Bergung und sonsti-
gen Folgen des havarierten Hausbootes entstehen. Wenn die Haftpflicht-
versicherung während der Laufzeit der Genehmigung erlischt, erlischt auch 
die Genehmigung. Die Genehmigungsbehörde behält sich hier das Recht 
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auf Widerruf der Erlaubnis vor. Dem Antrag ist der beglaubigte Nachweis 
einer gültigen Haftpflichtversicherung gegen den Havariefall sowie einer 
Bergeversicherung beizufügen. 
 
 
 

12. GEWÄSSERTIEFE 
 
Aus den eingereichten Unterlagen muss erkennbar sein, dass das Gewäs-
ser für das beantragte Hausboot ausreichend tief ist. In Tidegewässern 
kann ein Aufliegen bei Niedrigwasser zum Festsaugen des Schwimmkör-
pers im Sediment und damit zur Überflutung des Liegers mit auflaufendem 
Hochwasser führen.  
 
Witterungsbedingt kann dies analog auch in Binnengewässern geschehen. 
Falls an der Örtlichkeit ein Aufliegen nicht ausgeschlossen werden kann, 
müssen entsprechende technische Maßnahmen ergriffen werden, die ein 
Festsaugen auf dem Grund verhindern. Sollte die Gewässertiefe nicht aus-
reichen, kann den Bewerbern genehmigt  werden, die Gewässersohle im 
Bereich des Liegefeldes auf eigene Kosten zu vertiefen. Diese Maßnahme 
muss mit den  zuständigen Dienststellen  abgestimmt werden. Es wird 
empfohlen, frühzeitig fachmännischen und technischen Sachverstand zu 
Rate zu ziehen. 
 
Bild: Beispiel für einen sogenannten „Peilplan“, der Gewässertiefen angibt (Quelle: LSBG) 

 
 
Das Gewicht des Liegers steht in direktem Verhältnis zur Eintauchtiefe des 
Liegers. Demzufolge darf beispielsweise ein Lieger, wenn die Eintauchtiefe 
von 1,0 m überschritten werden soll, nicht mehr als 120.000 kg wiegen bei 
einer Verdrängung von 120 m³ (zum Beispiel bei 20 m Länge x 6 m Breite x 
1 m Eintauchtiefe). Um den Tiefgang zu bestimmen, muss das Gewicht des 
Liegers näherungsweise berechnet werden. Der Wasserstand der Bille 
kann insbesondere bei Starkregen und Sturmflutsituationen (in der Elbe) 
sehr schnell ansteigen. Der maximale Wasserstand der Bille kann bis zu + 
1,25 m ü. NN. betragen. Weitere Wasserstände erfragt der sog. Hausboot-
koordinator bei Bedarf.  
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13. WELLEN- UND EISGANG SOWIE GEFAHREN DURCH TREIBGUT 

 
Der Hausbootkoordinator lässt über die Hamburg Port Authority prüfen, ob 
der Liegeplatz hinsichtlich des Wellen- und Eisgangs sowie der Gefahren 
durch Treibgut grundsätzlich geeignet erscheint.  
 
Bei erhöhten Anforderungen durch starken Wellen- und / oder Eisgang und 
/ oder durch Gefahr des Anpralls von Treibgut ist vom Antragsteller mit dem 
Schwimmfähigkeitsnachweis ein entsprechender Nachweis über die Eig-
nung des Hausbootes zu erbringen (z. B. höheres Freibord, Stabilitäts-
nachweis). 
 
Diese Bilder veranschaulichen die Kräfte von Eis (Quelle: HPA, 2010).  
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14. SONSTIGE  UMWELTBEDINGUNGEN,  IMMISSIONEN, EMISSIO-

NEN  
 
Die Nutzung des Hausboots muss ohne Gesundheitsgefährdung durch 
äußere Immissionen (Geräuschimmissionen, Gerüche, Gase, Rauch und 
dergleichen) möglich sein. Sind Nutzungsbedingungen ohne Gesundheits-
gefährdung nicht vorhanden aber herstellbar, behält sich das Bezirksamt 
vor, geeignete Genehmigungsauflagen zu entwickeln, die vom Antragsteller 
einzuhalten und nachzuweisen sind. Die Verwendung von Öl ist wegen des 
Gefahrenpotenzials der Lagerung unzulässig. Ebenfalls unzulässig sind 
offene Feuerstellen im Innen- und Außenbereich 
 
Von bestehenden Gewerbebetrieben und Marinas können sowohl Lärm-  
als auch z. B. Geruchs- und Staubimmissionen ausgehen. Bereits existie-
rende Betriebe und Marinas genießen Bestandsschutz. Deshalb ist die Ab-
stimmung über die Standortwahl der einzelnen Lieger mit der umgebenden 
Nutzung durch die zuständige Dienststelle im Bezirksamt abzugleichen.  
 
Auch durch die Bespielung möglicher angrenzender öffentlicher Grünanla-
gen ist mit entsprechenden Immissionen (z. B. mit  Geräuschentwicklungen 
durch Kinderspiel, sportlicher Betätigung und dergleichen) zu rechnen.   
 
Bild: Planung des Alster-Elbe-Grünzugs (Quelle: lohrer.hochrein landschaftsarchitekten)  

 
 

. 
 

15. BEFESTIGUNG 
 
Das Hausboot muss sicher, ggf. unter Berücksichtigung von Anpralllasten 
sowie des Tide-, Wellen- und Eisgangs, befestigt werden. Die Lieger sind 
jeweils an eine geeignete Anzahl Dalben zur Wasserseite hin zu befesti-
gen. Diese wasserseitigen Dalben können gegebenenfalls zugleich auch 
als Schutzdalben gegenüber dem Schiffsverkehr genutzt werden. Diese 
und Ersatzmaßnahmen für diese Methode können dann zulässig sein, 
wenn entsprechende, geeignete Nachweise vorgelegt und von der zustän-
digen Wasserrechtsbehörde genehmigt werden. Die genaue Anzahl und 
Anordnung der Befestigung wird von den einzelnen Dienststellen und dem 
Sachverständigen / Statiker im Laufe des wasserrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens abgestimmt. Landseitig sind ggf. schifffahrtsübliche Be-
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festigungen an der Ufermauer herzustellen. Ankerliegen gilt als unzurei-
chende Befestigung. Ferner  prüfen wir über die Hamburg Port Authority 
HPA, ob Führungs- oder Befestigungsgsdalben farblich oder durch Be-
leuchtung gekennzeichnet werden müssen (Verkehrssicherung).   
 
 
 

16. HOCHWASSERSCHUTZ 
 
Von der für Wasserrecht zuständigen Dienststelle wird festgestellt, ob der 
Liegeplatz außen- oder binnendeichs liegt.  
 
Im Bereich der Tideelbe, d. h. im Bereich öffentlicher Hochwasserschutzan-
lagen, sind Hausboote nicht genehmigungsfähig. Das Wohnen in Außen-
deichgebieten ist aus sicherheitstechnischen Gründen verboten.  
 
Bereich hinter dem Sperrwerk Billwerder Bucht:  
Hierbei handelt es sich um ein von der Tide beeinflusstes Gebiet. Für hinter 
Sperrwerken und an tidefreien Gewässern liegende Hochwasserschutzan-
lagen gelten auf der Landseite für die Errichtung baulicher Anlagen und 
sonstige Nutzungen die Abstandsregeln nach § 8 (2) 1.c) und 2.c) der 
Deichordnung. Hiernach ist ein Abstand von 3 m zu öffentlichen Hochwas-
serschutzanlagen einzuhalten.  
 
Auf der Wasserseite ist nach § 6 (4) ein Schutzstreifen von 1 m zu berück-
sichtigen. Grundsätzlich ist für die Nutzung des Deichgrundes der öffentli-
chen Hochwasserschutzanlagen Ausschläger Elbdeich und Moorfleeter 
Deich eine Genehmigung nach § 9 DeichO erforderlich. Deichgrund ist die 
Grundfläche der Hochwasserschutz-Anlage (HWS-Anlage) einschließlich 
des Schutzstreifens, der Deichverteidigungsstraße, der Deichentwässe-
rungsgräben und der Außen- und Binnendeichwege. 
 
Deichrechtliche Genehmigung: 
Für die Nutzung von Deichgrund z. B. für die Nutzung vorhandener Über-
fahrten, für Leitungskreuzungen und für die erforderlichen Stege/Brücken 
zu den Hausbooten ist eine deichrechtliche Genehmigung erforderlich (§9 
DeichO). Diese widerrufliche deichrechtliche Ausnahmegenehmigung muss 
beim Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer  (Abteilung – G 4 –) 
beantragt werden.  
 
Deichverteidigung: 
Die Verteidigung der Hochwasserschutzanlagen muss jederzeit sicherge-
stellt sein (§ 12 DeichO). In der Zeit vom 15. September bis 31. März 
(Sperrzeit) dürfen an Hochwasserschutzanlagen und auf daran angrenzen-
den Grundstücken keine Arbeiten ausgeführt werden, sofern diese nicht zur 
ordentlichen Unterhaltung und Schadensabwehr dienen.  
 
 
 

17. NATURSCHUTZ 
 
Gewässer und ihre Uferbereiche sind wichtige Lebensbereiche für viele 
Tier- und Pflanzenarten und daher besonders schützenswert. Hier sind 
viele Fragestellungen zu beachten.  
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Die Gewässer besitzen viele schutzwürdige Biotoptypen und bilden ein 
natürliches Verbundnetz mit Ausbreitungsfunktion für Pflanzen- und Tierar-
ten. Fische, Muscheln, Schnecken, Vögel, Amphibien, Insekten – viele Tie-
rarten sind auf die Gewässer und ihre Uferzonen als Nahrungs- und Le-
bensraum angewiesen. Strukturreiche Gewässer- und Uferzonen sind da-
her oftmals naturschutzfachlich und aus Gründen des Artenschutzes sehr 
wertvoll. Beispielsweise stellen uferbegleitende Vegetationsstrukturen wie 
Röhrichte oder Gebüsche wertvolle Brutbiotope für (oft selten gewordene) 
Vögel dar.  
 
Bild: Fischreiher (Quelle: I. Brandt)  

 
 
Es ist daher sicherzustellen, dass von Hausbooten keine Beeinträchtigung 
des Gewässers und seiner Lebensräume ausgehen. Insbesondere bei na-
turnahen, idyllischen Gewässerbereichen kann es leicht zur Konfliktlage 
beispielsweise durch Störung von Tieren oder Verluste ihrer Fortpflan-
zungsstätten kommen. Konflikte mit dem Artenschutz und Eingriffe in den 
Naturhaushalt sind hier zu vermeiden. 
 
Unter einem Eingriff versteht der Gesetzgeber die Veränderung der Gestalt 
oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten 
Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich be-
einträchtigen können (§ 14 Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG).  
 
Vermeidbare Beeinträchtigungen sind gemäß § 15 BNatSchG zu unterlas-
sen, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen. 
 
Eingriffe durch ein Hausboot können z.B. durch Überbauung von Uferbe-
reichen entstehen, aber auch durch die Nutzungsänderung einer bisher 
freien Wasserfläche und eines offenen Ufers in einen Hausbootliegeplatz. 
Ob ein Eingriff vorliegt, ist im Einzelfall zu klären. 
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Die naturschutzrechtlichen Belange sind im Rahmen der Antragstellung zu 
prüfen und zu berücksichtigen. Ein Vorhaben kann aus diesen Gründen 
auch abgelehnt werden. In jedem Fall ist hier die Zustimmung der zustän-
digen Dienststellen erforderlich. 
 
Insbesondere sind folgende Rahmenbedingungen zu berücksichtigen: 
 

• Es dürfen keine Konflikte mit Baumbeständen entstehen. Die Vor-
gaben der Hamburger Baumschutzverordnung und der DIN 18920 
sind einzuhalten. 

• Hausboote dürfen keine nach § 30 BNatschG bzw. nach § 14 Ham-
burgisches Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(HmbBNatSchAG) gesetzlich geschützten Biotope beeinträchtigen 
(beispielsweise Röhrichte oder natürliche bzw. naturnahe Bereiche 
fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer 
und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturna-
hen Vegetation). 

• Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist zu berücksichtigen. 

• Die Durchlässigkeit des Uferbereichs ist für die Fauna zu erhalten. 

• Hausboote dürfen nicht den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) entgegenstehen. Diese hat den „guten Zustand aller Ge-
wässer" ab dem Jahr 2015 zum Ziel. Der ganzheitliche Ansatz der 
Richtlinie betrachtet Ökologie und Lebensraum ebenso wie Was-
serqualität und Wassermenge. 

 
Je nach Vorhaben können zur Beurteilung naturschutzfachliche Unterlagen 
wie Vegetationskartierung, Baumbestandsplan, Eingriffsregelung, faunisti-
sche Kartierung (z.B. Muscheln, Vögel) und Artenschutzgutachten erforder-
lich sein. Dies ist mit der zuständigen Dienststelle vorab abzustimmen. 
 
Bild: Uferzone an der Bille (Quelle: Schäfermeier-Gomm)  
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine artenschutzrechtliche Betroffenheit, 
sowie die Lage innerhalb eines Biotops gemäß § 30 und § 14 BNatSchG 
sowie in Schutzgebieten grundlegende Ausschlusskriterien für ein Haus-
boot darstellen, da es sich hier kaum um einen unvermeidbaren Eingriff 
handelt. 

Zu berücksichtigen ist, dass nach der Hamburger Baumschutzverordnung 
Bäume und Hecken nicht nur vor Fällung geschützt werden, sondern auch 
vor Beschädigung und vor Eingriffen in ihren Kronen- und Wurzelbereich. 
Daher ist die grundsätzliche Betroffenheit von Bäumen und Sträuchern 
gemäß Baumschutzverordnung bei der entsprechenden Dienststelle abzu-
fragen.  

 
 

18. STADT- UND LANDSCHAFTSBILD, DENKMALPFLEGE 
 
Im Genehmigungsverfahren wird geprüft, wie sich das Hausboot in das 
Stadt- und Landschaftsbild einfügt. Ggf. werden Auflagen für eine dem 
Stadtbild angemessene Gestaltung abgeleitet.  
 
Das Landschaftsprogramm der Stadt Hamburg versteht die Gewässerland-
schaft als zusammenhängenden Landschaftsbildraum, der als solcher mit 
seinem Reichtum an natürlichen und gestalteten Formen zu schützen ist. 
Raum und visuelle Erlebbarkeit der Gewässerlandschaft liegen in besonde-
rem öffentlichem Interesse. 
 
Wichtige Kriterien für das Vorhaben sind daher beispielsweise die Beach-
tung von Kubaturen, Blickachsen und Perspektiven sowie der Erhalt natür-
lich geprägter Uferkulissen. Ferner ist das Stadt- und Landschaftserlebnis 
zu berücksichtigen. Landschaftsräume, die vorrangig der Erholungsnutzung 
dienen, dürfen durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt werden.  
 
Als Wasserwanderweg genutzte Freiräume sind uneingeschränkt zu erhal-
ten. Diese Prüfung wird von den zuständigen Dienststellen vorgenommen.  
 
Im Umfeld von eingetragenen Kulturdenkmälern wird zusätzlich das Denk-
malschutzamt beteiligt. Im Hinblick auf eine Beurteilung der Stadt- und 
Landschaftsbildverträglichkeit ist ggf. eine Visualisierung einzureichen, wie 
hier am Beispiel bei einem Projekt bei der Honigfabrik (Büro schwimm-
hausarchitekten, Anne Schulz) 
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19. WÄRMESCHUTZ UND HAUSTECHNIK 

Durch einen Sachverständigen ist der Nachweis zu erbringen, dass Öfen 
wie Festbrennöfen (z. B. mit Holzpellets betrieben) oder gasbetriebene 
Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung mit einem entsprechend gekapselten 
und geräuschisolierten Verbrennungsmotor den gesetzlichen Vorgaben 
entsprechen. Gleiches gilt auch für maschinen- und motorbetriebene Hei-
zungsanlagen. So soll einer Qualm- und Geruchsbelästigung vorgebeugt 
werden. 

Überdies sind alternative und erneuerbare Energiequellen vorstellbar. Für 
die Haustechnik (Heizung, Abwasserhebeanlage etc.) ist ausreichend 
Raum einzuplanen. Die Verwendung von Öl ist wegen des Gefahrenpoten-
zials der Lagerung unzulässig. Ebenfalls unzulässig sind offene Feuerstel-
len im Innen- und Außenbereich. 

 
 

20. BRANDSCHUTZ, RETTUNG, KATASTROPHENSCHUTZ 
 
Der Brandschutz und die Rettungswege müssen vor der endgültigen Ge-
nehmigung vom Vorhabenträger mit der Feuerwehr abgestimmt werden.  
 
Der Vorhabenträger muss zudem die Abnahme der technischen Planung 
und der Werkleistung von einem geeigneten Prüfsachverständigen vor-
nehmen lassen (Endabnahme). Der Nachweis dieser Abnahme ist Be-
standteil der Antragsunterlagen.  
 
Regelmäßige Kontrollen durch den Schornsteinfeger sind gefordert, um die 
Brandgefahr zu verringern und die Umwelt zu schonen. 
 
Für den Regelfall eines Hausbootes mit einer Länge bis zu 20 m und einer 
Breite bis zu 6 m ist aus Sicht der Feuerwehr eine Stegverbindung zwi-
schen Schwimmkörper und landseitigem Liegeplatz ausreichend; die ge-
forderten beiden Rettungswege pro Geschoss müssen baulich auf dem 
Hausboot selbst vorhanden sein.  
 
Die Stegverbindung muss über beide Rettungswege unabhängig vonei-
nander erreichbar sein; anderenfalls ist eine zweite Stegverbindung vorzu-
sehen. Das Führen von Rettungswegen über Drehleitern ist nur möglich, 
wenn eine anleiterbare Stelle und eine Aufstellfläche entsprechend der 
Richtlinie über Flächen der Feuerwehr vorhanden sind. 
 
Die Liegeplätze einschließlich der Hausboote müssen für die Feuerwehr 
jederzeit, also auch bei Hochwasser, erreichbar sein. 
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Bild: Sturmflut 09.11.2007 in der HafenCity (Quelle: Jürgen Sokolowski)    

 
 
Bei Abweichungen vom Regelfall, wenn also hinsichtlich der Erreichbarkeit 
für die Feuerwehr und der Rettungswege oder wegen erhöhter, insbeson-
dere höheren personenbezogenen Risiken besondere Faktoren zu beach-
ten sind, ist die Feuerwehr durch die zuständige Genehmigungsbehörde 
gutachterlich zu beteiligen (Feuerwehr Hamburg, Abteilung Vorbeugender 
Brand- und Gefahrenschutz, Westphalensweg 1, 20099 Hamburg). 
 
Es müssen die üblichen Einrichtungen wie Rettungsring mit Leine, Ret-
tungsstange sowie ein Feuerlöscher an Bord vorhanden sein. 
 
Die Belange des Katastrophenschutzes sind zu beachten. Dies gilt jedoch 
ausschließlich für die Liegeplätze, die hinter der Hauptdeichlinie liegen und 
damit vor Sturmfluten geschützt werden. Sofern Liegeplätze vor der Haupt-
deichlinie bzw. im tideoffenen Bereich geplant sind, müssen Maßnahmen 
zur Sperrung, Räumung, Evakuierung und Sicherung ergriffen werden.  
 
Diese Maßnahmen sollen hauptsächlich im Sturmflutfall gewährleisten, 
dass 
 

• Personen durch eine entsprechende Zuwegung zu jeder Zeit 
die Objekte verlassen können, 

• diese Personen gesondert gewarnt werden. 
 
Die entsprechenden Objekte müssen für Einsatzkräfte (z. B: Feuerwehr, 
Polizei, THW, Bezirksamt) jederzeit erreichbar sein. Die Gestaltung dieser 
Rettungswege ist mit der Feuerwehr abzuklären.  
 
 
 

21. BELEUCHTUNG 
 

Die Beleuchtung der Hausboote und der dazugehörigen Anlagen muss an 
Gewässern erster Ordnung blendfrei sein, um den umgebenden Bootsver-
kehr nicht zu blenden. Die Gewässer erster Ordnung sind im Anhang zur 
Information verzeichnet.    
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22. GESTALTERISCHE ANFORDERUNGEN AN HAUSBOOTE / 
SCHWIMMENDE HÄUSER 
 
23.1 Architektur 
Als Material für den Grundbaukörper sind die im Schiffsbau üblichen Mate-
rialien zu verwenden.  
 
Für die Aufbauten und den Innenausbau sind Materialien entsprechend der 
Hamburgischen Bauordnung einzusetzen - außer Stein und Putz.  
 
Oberflächen sind als Holz- und Metallflächen sowie als Farbanstriche zu 
gestalten.  
 
Unzulässig sind Oberflächen in Stein-, Ziegel-  und Putzoptik sowie Imitati-
onen derselben sowie Ab- und Eindeckungen aus Schwermetallen und 
deren Legierungen.  
 
Die Gestaltung und Farbigkeit soll den nautischen bzw. maritimen Charak-
ter unterstreichen und als verbindendes Element wirken.  
 
Bei Anstrichen des Bootskörpers ist darauf zu achten, dass nur zugelasse-
ne und umweltverträgliche bzw. wasserunschädliche Farben Verwendung 
finden.  
 
Die Verwendung zinnorganischer Verbindungen und  Einträge von 
Schwermetallen und Fungiziden während und nach der Bauphase sind 
deshalb nicht zulässig.  
 
23.2 Maximalmaße der Lieger  
Aus Gründen der Stadtgestalt und angesichts der Voraussetzungen für 
gegebenenfalls notwendige Verlegungen sind die folgenden Maximalmaße 
einzuhalten:  
 

• Länge: 20,0 m,  
• Breite: 6,0 m.  
• Die Höhe ist von der Brückengängigkeit (die in der Regel bei 

3,10 m liegt) und dem umgebenden Stadt- und Landschafts-
bild abhängig.  

 
In Ausnahmefällen sind größere Abmessungen zulässig, sofern aufgrund 
der zu prüfenden Kriterien keine erheblichen Gründe (Schwimmfähigkeit, 
Manövrierfähigkeit insbesondere in den Kanälen, städtebauliche Gründe, 
Gefahrenzonen) dagegen sprechen.  
 
Ausnahmen kommen insbesondere bei älteren / historischen Liegern in 
Frage, die an einen neuen Ort verbracht werden sollen. 
 
Ferner ist eine Kennzeichnung als schwimmende, schutzwürdige Anlage 
aus Gründen der Wasserverkehrssicherung erforderlich.  
 
 



 

    
 

30 

Genehmigungsleitfaden für Hausboote und schwimmende Häuser im Bezirk Hamburg-Mitte,   Stand 09.2011 

 
23. ZUGÄNGLICHKEIT UND UNTERHALT DES GEWÄSSERS UND    

SEINER UFER, HOCHWASSERSCHUTZEINRICHTUNGEN SOWIE 
HOCHWASSERABFLUSS 
 
Die für das Wasserrecht zuständige Dienststelle beurteilt die Wirkung eines 
liegenden Hausbootes auf den Hochwasserabfluss, schätzt dessen Gefah-
renpotential ein, prüft die Zugänglichkeit des Gewässers und notwendige 
Maßnahmen zum Gewässerunterhalt.  
 
Der Antragsteller wird ggf. darauf hingewiesen, dass für Unterhaltungs-
maßnahmen am Gewässerbett eine zeitlich begrenzte Verlegung des 
Hausbootes notwendig sein kann. 
 
 
 

24. ANDERE GEWÄSSERNUTZUNGEN, AUFLAGEN UND 
NEBENBEDINGUNGEN 
 
Die durchgängige Schiffbarkeit von bislang schiffbaren Gewässern muss 
erhalten bleiben und die für den Schiffsverkehr notwendigen öffentlichen 
Kaianlagen müssen zugänglich sein. 
 
Beeinträchtigungen von bestehenden Freizeit- und Wassersportnutzungen 
sind zu vermeiden. Außerdem müssen die Hausbootnutzer etwaige vom 
Wassersport ausgehende Lärmbelästigungen akzeptieren.  
 
Die Funktionalität notwendiger öffentlicher Schneekippstellen ist sicherzu-
stellen. Die wasserrechtliche Genehmigung kann mit Auflagen und Neben-
bedingungen verbunden werden. Unter anderem soll ein geeignetes Ne-
beneinander von anderen Wassernutzungen und Hausbooten geregelt 
werden. 
 
 

 
25. KOSTEN 

 
Ein gewichtiger Kostenfaktor neben den eigentlichen Herstellungskosten 
für ein Hausboot sind die Planungs- und Erschließungskosten. Sie hängen 
weitestgehend davon ab, wo die nächsten Anschlussmöglichkeiten an das 
öffentliche Ver- und Entsorgungsnetz gegeben sind.  
 
Jeder laufende Meter für die Ver- und Entsorgung stellt Zusatzkosten dar, 
für die der Bootseigner bzw. Vorhabenträger selbst aufkommen muss.  
 
Für die Nutzung öffentlicher Land- und Wasserflächen fallen weitere soge-
nannte Sondernutzungsgebühren für die Liegefläche und die Dalben an, 
die jährlich zu entrichten sind.  
 
Dazu kommen die üblichen Kosten für Versicherungen sowie die Kosten für 
den regelmäßig zu erbringenden Schwimmfähigkeitsnachweis, für Untersu-
chungen zur Kampfmittelfreiheit des jeweiligen Liegeplatzes, ggf. für natur-
schutzfachliche Gutachten bzw. Maßnahmen, ggf. anfallende Gutachten 
und für die Herstellung der notwendigen Wassertiefe. 
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Das Gewässer im Bereich zwischen Lieger und Ufermauer ist rein zu hal-
ten – hierfür können Kosten je nach Bedarf der Situation auf die Lieger zu-
kommen.  
 
Daneben fallen noch die Bau- respektive Herstellungskosten und Pla-
nungsleistungen für das Gesamtvorhaben selbst an. Auskünfte können hier 
Planungsbüros geben, die sich auf das Thema „Hausboot und Schwim-
mende Häuser“ spezialisiert haben und voraussichtliche Kosten sowie Fi-
nanzierungsmöglichkeiten benennen können.  
 
Da zur Zeit der Drucklegung noch nicht gesagt werden kann, ob analog zur 
Grundsteuer vergleichbare Steuern, Abgaben oder Gebühren zu entrichten 
sind, muss dieser Punkt hier offen bleiben.  
 
Die Kosten wie zum Beispiel für naturschutzfachliche Unterlagen, der 
Kampfmittelsondierung und der Erschließung sind vom Standort und von 
der Planung abhängig.  
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26. ZUSAMMENFASSUNG:  ANTRAG AUF LIEGEGENEHMIGUNG 

FÜR HAUSBOOTE UND SCHWIMMENDE HÄUSER 
 

• Vielfalt in der Qualität der Gewässer: Die Gewässer im Bezirk Hamburg-
Mitte verfügen über unterschiedliche Qualitäten. Aus diesem Grund können 
bei vielen standortspezifischen Fragen keine allgemein gültigen Aussagen 
getroffen werden.  

 
• Antragseinreichung und –prüfung: Der Antragsteller reicht die Antrags-

unterlagen bei der für wasserrechtliche Genehmigungen zuständigen 
Dienststelle ein. Diese prüft mit dem Hausbootkoordinator  die Antragsun-
terlagen auf Vollständigkeit und beurteilt das Vorhaben nach Wasserrecht. 
Bei Bedarf holt der Hausbootkoordinator Beurteilungen von anderen 
Dienststellen ein.  

 
• Kosten, die vom Hausbooteigner zu tragen sind: Kosten sind standort-

abhängig. Neben den eigentlichen Herstellungskosten für ein Hausboot 
fallen die Erschließungskosten, Sondernutzungsgebühren, Kosten für Dal-
ben, Versicherungen sowie für Schwimmfähigkeitsnachweise, Untersu-
chungen zur Kampfmittelfreiheit des jeweiligen Liegeplatzes, Naturschutz-
maßnahmen,  ggf. anfallende Gutachten, ggf. Kosten  für die Herstellung 
der notwendigen Wassertiefe und die gesetzlich vorgesehenen Verfah-
renskosten an. Eine weitere Regelung kann die Reinhaltung des Gewäs-
sers von Müll im Bereich zwischen Lieger und Ufermauer betreffen.  

 
• Maximalmaße: Aus Gründen der Stadtgestalt und wegen der Vorausset-

zungen für gegebenenfalls notwendige Verlagerungen sind die folgenden 
Maximalmaße einzuhalten: Länge: 20,0 m, Breite: 6,0 m. Die Höhe ist von 
der Brückengängigkeit abhängig (In der Regel liegt diese bei 3,10 m). Nur 
in begründeten Ausnahmefällen können größere Abmessungen zugelassen 
werden. Die Brückengängigkeit muss ggf. durch Demontierbarkeit der Auf-
bauten gewährleistet werden.  
 

(Bild-Quelle: ms-clip) 
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27. ANTRAG AUF DAS BAUEN / VERÄNDERN / ABWRACKEN VON 

LIEGERN UND ANLAGEN AN, IN UND AUF GEWÄSSERN  
 
Die Verlegung von Hausbooten, deren Umbau oder die Demontage von 
deren Bauteilen bedarf der Genehmigung der zuständigen Wasserbehörde.  
Neben Gründen des Umweltschutzes hat dies auch Gründe der Organisa-
tion der Wasser-, ggf. auch der Landwege (z. B. Einsatz von Kranwagen, 
Sperrung von Straßenabschnitten). 
 
Zu derartigen Maßnahmen zählen solche,  
o bei der die Demontage von Hausbootteilen zur Erreichung der Brücken-

gängigkeit oder zur Wiederherstellung der Schwimmfähigkeit bzw. der In-
taktstabilität dient 

o bei denen Bauteile oder Baustoffe mit Wasser in Kontakt kommen könn-
ten 

o bei denen Feststoffe, Stäube, Aerosole oder Dämpfe Wasser kontaminie-
ren und damit die Umwelt schaden könnten und / oder   

o bei denen Straßenabschnitte oder Wasserwege ggf. für eine Zeit lang 
gesperrt werden müssen. 

Zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen oben beschriebener Aktivitäten 
auf die Umwelt und den fließenden Straßenverkehr ist die Koordination der 
notwendigen Arbeiten nötig. Es wird empfohlen, frühzeitig fachmännischen 
und technischen Sachverstand zu Rate zu ziehen.  
 
Dem Abwrackantrag ist beizufügen: 
o Eine Beschreibung und Erläuterung zum Vorhaben und gegebenenfalls 

auch der Arbeitsabläufe 

o Lageplan M 1:500 oder 1:250 

o Zeichnungen (Draufsicht, Schnitte, Ansichten) M 1:100 

 

 
(Bild-Quelle: ms-clip)
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28. RECHTSGRUNDLAGEN  ZUR  BEURTEILUNG  DER  LIEGER  
UND  DEREN  ERSCHLIEßUNGSANLAGEN 
 
Bei der Beurteilung von Liegern finden folgende Rechtsgrundlagen und 
Normen Anwendung: 

Das Hamburgische Wassergesetz (HWG): Genehmigungspflichtige Benut-
zung (von Gewässern) und Einzelbestimmungen für die Erlaubnis , Bewilli-
gung sowie Genehmigung. § 63b: Aufenthalt in Außendeichgebieten.  

Daneben werden zur Beurteilung des Vorhabens folgende Regelungen 
beziehungsweise dort enthaltene Rechtsgedanken und Schutzziele heran-
gezogen:  

A. § 29 ff. Baugesetzbuch (BauGB)  

B. § 15 Baunutzungsverordnung (BauNVO)  

C. BImSchG und die hierauf gestützten Rechtsverordnungen 
und technischen Anleitungen 

D. Hamburgische Bauordnung (HBauO) 

E. DIN EN 14504 (Fahrzeuge der Binnenschifffahrt- schwim-
mende Anlegestellen - Anforderungen, Prüfungen; Deutsche 
Fassung EN 14504: 2009) 

F. BinSchuO (Binnenschifffahrtsuntersuchungsverordnung)  

G. Technische Vorschriften Binnenschiffe 2006/87/EG, Kap. 15  

H. Richtlinie des Europ. Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2006 über die technischen Vorschriften für Bin-
nenschiffe und zur Aufhebung der Richtlinie 82/714/EWG 
des Rates (2006/87/EG). 

I. Das Hafenentwicklungsgesetz bei Standorten in Hafengebie-
ten.  

Auch wenn ein Lieger kein Fahrzeug mehr ist (siehe D.), sind  Rechts-
grundlagen A. bis E. teilweise bezogen auf die Bauart der Lieger anwend-
bar.  
 
 
 

29. ZUR ANWENDUNG DER RECHTSGRUNDLAGEN    BinSchuO  
UND    DIN  EN 14504  
Die in der  DIN  EN 14504 aufgeführten Vorgaben, insbesondere die unter 
den Ziffern 4 bis 6 der DIN EN 14504 (Stand April 2009) geführten Vorga-
ben sind für Pontons, auf Pontons gebaute Lieger resp. Anlegestellen  zu 
beachten [Intakt-, Leckstabilität, Verankerung].  
 
Bei Liegern, deren Schwimmkörper selbst als z. B. Wohn- / Arbeitsraum 
genutzt wird (Schuhkartonprinzip, umgebaute Barkassen, - Schuten, Boote 
und Vergleichbares) soll die BinSchUO angewendet werden. Weiteres ist in 
folgender Matrix definiert:  
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Allgemein gilt: Auf 
wasserrechtliche 
Genehmigungen 
besteht kein An-
spruch. Genehmi-
gungen können mit 
Auflagen verbunden 
sein! 

Ist der Schwimmkörper 
ein Ponton,  
gilt die 
DIN  EN 14504 
 

Ist der Schwimmkörper 
schiffs-, bootartig,  
gilt die 
BinSchUO 
 

Nutzung öffentlich 
zugänglich 

Öffentlich zugängliche 
Lieger deren 
Schwimmkörper als 
Ponton ausgebildet ist, 
sind  gemäß   DIN  EN 
14504 zu beurteilen.  
Es muss ein akusti-
sches und optisches 
Alarmsystem in den 
Schwimmkörper einge-
baut werden, das ein-
dringendes Wasser 
anzeigt. 
In besonderen Einzel-
fällen kann von dieser 
Auflage abgewichen 
werden. Stattdessen ist 
eine Einzelfallregelung 
zu definieren.  
 

Öffentlich zugängliche 
Lieger deren Schwimm-
körper  schiffs-, resp. 
bootartig ausgebildet ist, 
sind gemäß zur  Bin-
SchUO zu beurteilen.  
Zur Leckstabilität: Ist der 
Schwimmkörper nicht mit 
geschlossenporigem 
Schaum verfüllt oder ist 
ein Mehrkammersystem 
gem.  Ziff 4.4.2   DIN  EN 
14504  nicht anwendbar, 
ist ein Lieger genehmi-
gungsfähig, wenn der 
Schwimmkörper in der Art 
auf Grund gesetzt werden 
kann, so dass bei eindrin-
gendem Wasser kein 
Menschenleben in Gefahr 
kommt. Es muss ein akus-
tisches und optisches 
Alarmsystem in den 
Schwimmkörper eingebaut 
werden, das eindringen-
des Wasser anzeigt. Ein 
Einkammersystem ist nur 
dann anwendbar. 
In besonderen Einzelfällen 
kann von dieser Auflage 
abgewichen werden. 
Stattdessen ist eine Ein-
zelfallregelung zu definie-
ren.  

Nutzung nur privat 
zugänglich 

Zur Leckstabilität: Ist 
der Schwimmkörper 
gem. Ziff 4.4.2   DIN  
EN 14504 nicht mit 
geschlossenporigem 
Schaum verfüllt oder 
ein Mehrkammersys-
tem nicht anwendbar, 
muss ein akustisches 
und optisches Alarm-
system in den 
Schwimmkörper einge-
baut werden.   

Zur Leckstabilität: Ist ein 
Mehrkammersystem nicht 
anwendbar, oder sind §§ 
3.01 bis 3.03 der Bin-
SchUO nicht anwendbar, 
muss ein akustisches und 
optisches Alarmsystem in 
den Schwimmkörper ein-
gebaut werden, das Was-
sereintritt anzeigt. 
 



 

    
 

36 

Genehmigungsleitfaden für Hausboote und schwimmende Häuser im Bezirk Hamburg-Mitte,   Stand 09.2011 

30. ANSPRECHPARTNER IM BEZIRKSAMT HAMBURG-MITTE 
 
Im Bezirksamt Hamburg-Mitte ist bezüglich der beabsichtigten Nutzung des 
Hausboots, zur städtebaulichen Einbindung und zur Abstimmung des Vor-
habens im Hinblick auf Stadt- und Landschaftsbild frühzeitig das Fachamt 
Stadt- und Landschaftsplanung zu beteiligen.  
 
Ansprechpartner für Fragen zu Hausbootliegeplätzen und Hausbootkoordi-
nator im Bezirk Hamburg-Mitte: 
 
Bezirksamt Hamburg - Mitte 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung, Hausbootkoordination 
Klosterwall 8, 20095 Hamburg 
Ansprechpartner: Herr Vocilka, Tel: 040 / 428 54 34 17 
 
Fachamt Management des Öffentlichen Raumes, Wasserbehörde 
Klosterwall 8, 20095 Hamburg 
Ansprechpartner: Herr Fleischhauer, Tel: 040 / 428 54 30 20 
 
 
 

31. WEITERE ADRESSEN / ANSPRECHPARTNER 
 
Deich, Gewässer und Hochwasserschutz 
Freie und Hansestadt Hamburg  
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer Geschäftsbereich  
Gewässer und Hochwasserschutz,  
Fachbereich Deichverteidigung und Deichaufsicht / G 4  
Sachsenkamp 1-3 
20097 Hamburg 
Ansprechpartner: Herr Waldi, Tel: 040 / 428 26 25 35 
 
Brandschutz, Feuerwehr 
Behörde für Inneres - Feuerwehr 
Beratung, Rechtsvorschriften, F04120 
Westphalensweg 1 
20099  Hamburg 
Ansprechpartner: Dr. Klaus Woitha, Tel: 040 / 428 51 44 11 
 
Gefahrenerkundung auf Kampfmittelverdacht   
Feuerwehr, Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht 
Billstraße 87 
20539 Hamburg 
Ansprechpartner: Herr Burkhard Mantsch, Tel: 040 / 428 51 46 10  
 
Hamburger Stadtentwässerung, Auskunft und Kataster,  
Banksstraße 4 
20097 Hamburg 
Tel.: 3498 – 54411, Fax 3498- 54499  
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32. ÜBERSICHT ÜBER DIE ANTRÄGE, ANSPRECHPARTNER 
 
Liegeplatzge-
nehmigung - 
Schritte  

Benötigte Unterlage Ansprechpartner 

Beratung  Formlos 

o Lageplan 

o Nutzungskonzept   

Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Stadt- und 
Landschaftspla-
nung 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Vocilka, Tel: 
040 / 428 54 34 17 

Anfrage Formlose Anfrage mit 

o Lageplan mit Verortung des Lie-
gers 

o Beschreibung und Erläuterung zu 
Bauvorhaben / Nutzung 

o Zeichnungen (Draufsicht, Schnitte, 
Ansichten)  und / oder  

o Fotos  

Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Stadt- und 
Landschaftspla-
nung 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Vocilka, Tel: 
040 / 428 54 34 17 

Genehmigung 
– Schritt 1 
 
Wasserrechtli-
che Teilge-
nehmigung/ 
Liegeplatzopti-
on (für ein 
Jahr) 

Genehmigungsantrag mit 

o Auszug aus der gültigen Flurkarte 
M 1:1000 mit Eigentümernachweis 

o Lageplan M 1:500 oder 1:250 

o Beschreibung und Erläuterung zu 
Bauvorhaben / Nutzung 

o Zeichnungen (Draufsicht, Schnitte, 
Ansichten) M 1:100 

o im Hinblick auf eine Beurteilung der 
Stadt- und Landschaftsbildverträg-
lichkeit ist ggf. eine dreidimensio-
nale Visualisierung respektive Fo-
tografien (der vom Fachamt Stadt- 
und Landschaftsplanung ausge-
wählte Standorte) einzureichen. 

o Nachweis über die Brückengängig-
keit 

o Wartungskonzept (aus der Darstel-
lung der Planer) 

o ggf. zwischen dem Antragsteller 
und der zuständigen Dienststelle  
abgestimmte naturschutzfachliche 
Unterlagen wie Vegetationskartie-
rung, Baumbestandsplan, Eingriffs-
regelung, faunistische Kartierung 

Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Stadt- und 
Landschaftspla-
nung 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Vocilka, Tel: 
040 / 428 54 34 17 
 
Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Manage-
ment des Öffentli-
chen Raumes, 
Wasserbehörde 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Fleischhauer, 
Tel: 040 / 428 54 
30 20 
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(z.B. Muscheln, Vögel) und Arten-
schutzgutachten. Dies ist vom An-
tragsteller mit der zuständigen 
Dienststelle über den Hausbootko-
ordinator vorab abzustimmen.  

o ggf. Nachweis der Kampfmittelfrei-
heit (je nach Lage und Stand der 
Planung)  

o ggf. weitere, standortspezifische 
Untersuchungen sowie die  

o schriftliche Zustimmung des 
Grundeigentümers, über dessen 
Grundstück die Erschließung der 
Lieger erfolgt, und gegebenenfalls 
dessen Nachbarn. 

Gefahrenerkundun
g auf Kampfmittel-
verdacht   
Feuerwehr, Gefah-
renerkundung 
Kampfmittelver-
dacht 
Billstraße 87 
20539 Hamburg 
 
Grundstückseigent
ümer (schriftliche 
Zustimmung) 
 
 

Genehmigung 
– Schritt 2 
 
Wasserrechtli-
che Genehmi-
gung 
 

Genehmigungsantrag mit 

o Schwimmfähigkeitsnachweis für 
den gesamten Lieger 

o Statiknachweis des gesamten Lie-
gers einschließlich aller Auf- und 
Einbauten – durch einen Fachin-
genieur / zugelassenen Prüfstatiker 

o Nachweis der Intaktstabilität und 
der  Leckstabilität für den gesam-
ten Lieger durch einen Sachver-
ständigen 

o Nachweis, dass das Fahrzeug zum 
Schleppen geeignet ist – durch ei-
nen  Sachverständigen  

o Nachweis der Kurven-
Fahrtüchtigkeit 

o Nachweis der Brandsicherheit / 
Brandschutzkonzept 

o Energiebilanz (bei Neubauten) – 
geprüft respektive erstellt durch ei-
nen geeigneten Sachverständigen / 
von einem zugelassenen Ingenieur  

o Wartungsplan 

o Sonstige Unterlagen – wie z. B. 
Detailzeichnungen, Schnitte, Fotos, 
bei Bedarf Schallschutznachweis 
und / oder andere Nachweise, 
wenn Rechtsvorschriften dies er-
fordern  

o Nachweis über eine Havarieversi-
cherung 

o Nachweis über eine Bergeversi-
cherung   

o  Nachweis der Kampfmittelfreiheit, 
wenn nicht schon vorhanden 

o ggf. Ergänzung der naturschutz-
fachlichen Unterlagen (siehe was-

Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Stadt- und 
Landschaftspla-
nung 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Vocilka, Tel: 
040 / 428 54 34 17 
 
Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Manage-
ment des Öffentli-
chen Raumes, 
Wasserbehörde 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Fleischhauer, 
Tel: 040 / 428 54 
30 20 
 
Deich, Gewässer 
und Hochwasser-
schutz: 
Freie und Hanse-
stadt Hamburg  
Landesbetrieb 
Straßen, Brücken 
und Gewässer 
Geschäftsbereich 
Gewässer und 
Hochwasserschutz,  
Fachbereich Deich-
verteidigung und 
Deichaufsicht / G 4  
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serrechtliche Teilgenehmigung). 
Dies ist mit dem Hausbootkoordi-
nator vorab abzustimmen. 

o Unterlagen für die Sicherung der 
Leitungstrasse, z. B. Verträge, Ur-
kunden, beglaubigte Kopie aus 
dem Grundbuch (bei Baulasten). 

o Bei Antrag auf Sielanschlussge-
nehmigung: 

o Sielskizze und aktueller Auszug 
aus dem Sielkataster, erhältlich bei 
der Hamburger Stadtentwässe-
rung, Auskunft und Kataster, 
Banksstraße 4, 20097 Hamburg, 
Tel.: 3498 – 54411, Fax 3498- 
54499.  

o Lageplan mit Darstellung der ge-
nauen Höhen- und Seitenlage der 
Anschlussleitung und des anzu-
schließenden Hausbootes sowie 
des  Leitungsverlaufs  

o Daten zu Einleitmengen in Liter pro 
Sekunde, l/s 

Sachsenkamp 1-3 
20097 Hamburg  
Ansprechpartner: 
Herr Waldi, Tel: 
040 / 42826 - 2535 
 
Brandschutz, Feu-
erwehr: 
Behörde für Inne-
res - Feuerwehr 
Beratung, Rechts-
vorschriften  
Westphalensweg 1 
20099  Hamburg 
Ansprechpartner: 
Dr. Klaus Woitha, 
Tel: 040 / 428 51-
4411 
 
Hamburger Stadt-
entwässerung, 
Auskunft und Ka-
taster,  
Banksstraße 4, 
20097 Hamburg, 
Tel.: 3498 – 54411, 
Fax 3498- 54499 

Antrag auf das Verändern von Hausbooten und deren Erschliessungsanla-
gen an, in und auf Gewässern sowie  
Abwrackantrag für Hausboote und Schwimmende Häuser 
Änderungs- /  
Abwrackantrag  

Benötigte Unterlage Ansprechpartner 

Bau / Ändern 
und Abwra-
cken von Anla-
gen / Liegern 

Genehmigungsantrag mit: 

o Beschreibung und Erläuterung zum 
Vorhaben und gegebenenfalls auch 
der Arbeitsabläufe 

o Lageplan M 1:500 oder 1:250 

o Zeichnungen (Draufsicht, Schnitte, 
Ansichten) M 1:100 

 

Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Stadt- und 
Landschaftspla-
nung 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Vocilka, Tel: 
040 / 428 54 34 17 
 
Bezirksamt Ham-
burg - Mitte 
Dezernat Wirt-
schaft, Bauen und 
Umwelt 
Fachamt Manage-
ment des Öffentli-
chen Raumes, 
Wasserbehörde 
Klosterwall 8, 
20095 Hamburg 
Ansprechpartner: 
Herr Fleischhauer, 
Tel: 040 / 428 54 
30 20 
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ANHANG ZUR INFORMATION: 
 
VERZEICHNIS  DER  GEWÄSSER  ERSTER  ORDNUNG  NACH     
§ 2 NUMMER 1  HAMBURGISCHES  WASSERGESETZ 

 
Gewässer erster Ordnung 
Alster, ihre Kanäle und Fleete: 

1. Alster von der Landesgrenze bis zur Krugkoppelbrücke, einschließ-
lich aller von ihr durchflossenen teichartigen Erweiterungen infolge 
Aufstau, Außenalster, Binnenalster, Kleine Alster, Alsterfleet, 
Neuerwallfleet, Bleichenfleet, Herrengrabenfleet, Mönkedammfleet, 
Nikolaifleet, Ringkanal, Brabandkanal, Skagerrakkanal, Inselkanal, 
Eppendorfer Mühlenteich, Alte Alster, Leinpfadkanal, Isebekkanal, 
Rondeelkanal mit Rondeelteich, Goldbekkanal, Stadtparksee, 
Barmbeker Stichkanal, Langer Zug, Osterbekkanal bis zur Elsässer 
Straße, Mühlenkampkanal, Hofwegkanal, Uhlenhorster Kanal mit 
Feenteich, Mundsburger Kanal mit Kuhmühlenteich, Eilbekkanal bis 
zur Maxstraße. 

2. Bille und ihre Kanäle: Bille zwischen Schöpfwerk Unterbille und 
Oberhafenkanal, Billekanal, Billhorner Kanal, Bullenhuser Kanal, 
Tiefstackkanal, Billbrookkanal, Mittelkanal, Schleusenkanal, Südka-
nal, Sonninkanal, Hochwasserbassin, Rückerskanal. 

3. Bille von der Landesgrenze bis zur Serrahnbrücke, Serrahn, 
Schiffswasser, Schleusengraben und Neuer Schleusengraben im 
Bezirk Bergedorf. 

4. Elbe, einschließlich der Bundeswasserstraße und der mit ihr im Zu-
sammenhang stehenden Flächen des Hafens und von Norderelbe, 
Süderelbe, Köhlbrand, Reiherstieg, und alter Süderelbe (mit Aus-
nahme des zwischen der West- und der Ostabdämmung befindli-
chen Teiles). 

5. Este, einschließlich der Bundeswasserstraße sowie der über die 
Bundeswasserstraße hinausgehenden Hafenflächen. 

6. Dove-Elbe (Bezirk Bergedorf) unterhalb der Dove-Elbe-Schleuse 
und der Krapphofschleuse. 

7. Gose-Elbe unterhalb der Reitschleuse.  
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